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�ffentliche Finanzen*) Staatlicher Gesamthaushalt

Im vergangenen Jahr schlug sich der einset-

zende Wirtschaftsabschwung noch nicht in

einer Verschlechterung der Staatsfinanzen

nieder, und in gesamtstaatlicher Betrachtung

wurde wie im Jahr zuvor ein ann�hernd aus-

geglichener Haushalt erreicht. Angesichts der

sich verst�rkenden Wirtschaftskrise und der

sehr ung�nstigen Aussichten wurden im

November 2008 und Januar 2009 von der

Bundesregierung umfangreiche Maßnahmen

zur Konjunkturstimulierung beschlossen. Zu-

sammen mit den automatischen Stabilisato-

ren war bereits zum Jahresanfang ein deut-

licher Anstieg der Defizit- und Schuldenquote

in den Jahren 2009 und 2010 abzusehen. So

erwartete die Bundesregierung im aktualisier-

ten Stabilit�tsprogramm vom Januar, dass die

3%-Grenze im Jahr 2010 vor�bergehend

�berschritten w�rde. Zwischenzeitlich haben

sich die gesamtwirtschaftlichen Aussichten

allerdings nochmals stark eingetr�bt. Die

Defizitquote d�rfte daher bereits im laufen-

den Jahr �ber 3% hinausgehen und k�nnte

2010 sogar in den Bereich von 6% steigen.

Die Schuldenquote wird rapide zunehmen

und k�nnte 2010 eine Gr�ßenordnung von

80% erreichen. Angesichts dieser dramati-

schen Verschlechterung sowie der Tatsache,

dass die Stimulierungsmaßnahmen ihre Wir-

kung zum großen Teil erst noch entfalten soll-

ten und ein Defizitverfahren gegen Deutsch-

land bereits absehbar ist, sind weitere kre-

* Im Abschnitt „Staatlicher Gesamthaushalt“ erfolgt eine
Analyse auf der Datengrundlage der VGR sowie der
Maastricht-Kennzahlen. Anschließend wird �ber die Haus-
halte der Gebietsk�rperschaften und Sozialversicherungs-
zweige auf Basis der finanzstatistischen (haushaltsm�ßi-
gen) Abgrenzung berichtet.
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ditfinanzierte Steuersenkungen oder Ausga-

benerh�hungen nicht angezeigt. Mittelfristig

werden erhebliche Anstrengungen notwen-

dig sein, um die entstehende Schieflage in

den �ffentlichen Finanzen wieder zu korrigie-

ren.

Im laufenden Jahr wird sich die Lage der

�ffentlichen Finanzen drastisch verschlech-

tern, und die Defizitquote d�rfte auf �ber

3% ansteigen. Etwa zwei F�nftel dieses An-

stiegs sind auf die automatischen Stabilisa-

toren zur�ckzuf�hren. Dabei werden aller-

dings die diesbez�glich besonders bedeut-

samen gesamtwirtschaftlichen Aggregate wie

die Bruttol�hne und -geh�lter sowie der pri-

vate Konsum von der scharfen Rezession

zun�chst weniger getroffen als das Brutto-

inlandsprodukt (BIP).1) Aber auch der kon-

junkturbereinigte Haushaltssaldo verschlech-

tert sich erheblich. Ausschlaggebend hierf�r

sind defiziterh�hende Maßnahmen wie ins-

besondere die Konjunkturpakete, deren Ge-

samtumfang sich 2009 auf etwa 11�4 % des

BIP bel�uft. Dar�ber hinaus d�rfte das

Aufkommen der gewinnabh�ngigen Steuern

deutlich sinken, nachdem zuvor ein außer-

ordentlich hohes Niveau erreicht worden war.

Die Schuldenquote d�rfte aufgrund des zu

erwartenden hohen Defizits, des R�ckgangs

des nominalen BIP und wegen der Maßnah-

men zur St�tzung von Finanzinstituten2) dras-

tisch zunehmen und erstmals deutlich �ber

70% hinausgehen. Insgesamt ist die Entwick-

lung gegenw�rtig mit besonderer Unsicher-

heit verbunden.

Die staatlichen Einnahmen werden im laufen-

den Jahr aufgrund verschiedener Faktoren

stark sinken. Neben der schwachen gesamt-

wirtschaftlichen Entwicklung und dem er-

w�hnten R�ckschlag bei den gewinnabh�ngi-

gen Steuern wirken sich hier Rechts�nde-

rungen aus. Dabei spielen die mit den Kon-

junkturpaketen beschlossene Senkung des

Einkommensteuertarifs und die g�nstigeren

Abschreibungsbedingungen f�r Unternehmen

eine besondere Rolle. Bei den Sozialbeitr�gen

wird die Senkung des Beitragssatzes der Bun-

desagentur f�r Arbeit (BA) durch jahresdurch-

schnittlich h�here Beitragss�tze der gesetz-

lichen Krankenkassen und der sozialen Pflege-

versicherung kompensiert. Die Einnahmen-

quote, die die Einnahmen ins Verh�ltnis zum

BIP setzt, d�rfte dennoch merklich zuneh-

men. Wichtige gesamtwirtschaftliche Bemes-

sungsgrundlagen f�r die staatlichen Einnah-

men entwickeln sich zwar schwach, aber im-

mer noch deutlich weniger ung�nstig als das

stark fallende BIP.

Die staatlichen Ausgaben d�rften 2009 so

schnell zunehmen wie seit Mitte der neun-

ziger Jahre nicht mehr. Zum einen steigen

die konjunkturreagiblen arbeitsmarktbeding-

ten Ausgaben aufgrund der ung�nstigen

Arbeitsmarktentwicklung stark an, w�hrend

sie den Zuwachs in den beiden Vorjahren

noch merklich ged�mpft hatten. Zum ande-

ren d�rfte sich aber auch die Grunddynamik

1 Konjunkturbereinigungsverfahren, die solche Struktur-
effekte nicht ber�cksichtigen und am BIP insgesamt an-
setzen (wie z.B. dasjenige der EU-Kommission), weisen
demzufolge einen wesentlich h�heren negativen Kon-
junktureinfluss f�r 2009 aus.
2 Diese schlagen sich voraussichtlich zum weit �berwie-
genden Teil nicht im VGR-Defizit nieder. Die Verbuchung
von St�tzungsmaßnahmen f�r Finanzinstitute wurde
vom europ�ischen Statistikamt Eurostat noch nicht ab-
schließend gekl�rt. Vgl. auch: Deutsche Bundesbank,
Zum Einfluss der Finanzmarktkrise auf die Staatsfinanzen,
Monatsbericht, November 2008, S. 66 f.
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der Ausgaben, die bereits 2008 zugenommen

hatte, nochmals beschleunigen. Insgesamt

tragen durch politische Entscheidungen ver-

ursachte Mehrausgaben erheblich zu dem

starken Anstieg bei (allein die Konjunktur-

pakete mit 0,6% des BIP). So sollen die staat-

lichen Investitionen stark ausgeweitet wer-

den. Außerdem schlagen die zwischenzeitlich

auf 5 Mrd 3 aufgestockte Abwrackpr�mie,

der einmalige Kinderbonus und die Auswei-

tung der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu

Buche. Bereits zuvor waren h�here Ausgaben

im Gesundheitsbereich und eine dauerhafte

Aufstockung des Kindergelds beschlossen

worden. Insgesamt werden die Ausgaben in

Relation zum deutlich zur�ckgehenden BIP

rapide ansteigen. Der h�chste Wert der Aus-

gabenquote im letzten Abschwung, der mit

48 1�2 % im Jahr 2003 erreicht wurde, k�nnte

innerhalb eines Jahres wieder erreicht wer-

den, nachdem die Quote zuvor kontinuierlich

gesunken war.

Im kommenden Jahr wird sich die Lage der

Staatsfinanzen weiter erheblich verschlechtern.

Schulden- und Defizitquote werden voraus-

sichtlich nochmals stark steigen. Der konjunk-

turelle Einfluss d�rfte auch bei wieder etwas

aufgehellten Aussichten zu einer weiteren

deutlichen Zunahme der Defizite f�hren, zu-

mal die Wachstumsstruktur im Unterschied zu

2009 f�r die �ffentlichen Finanzen nachteilig

sein d�rfte. Außerdem werden finanzpoliti-

sche Maßnahmen, insbesondere die h�here

steuerliche Absetzbarkeit von Beitr�gen zur

Kranken- und Pflegeversicherung, die �ffent-

lichen Haushalte sp�rbar belasten. Auch das

Aufkommen der gewinnabh�ngigen Steuern

k�nnte sich weiter besonders schwach ent-

wickeln.

Insgesamt leisten die �ffentlichen Finanzen

in der gegenw�rtigen Rezession einen deut-

lichen Stabilisierungsbeitrag. Der fiskalische

Impuls k�nnte im Jahr 2010, gemessen an

der Ver�nderung des Prim�rsaldos (Defizit

ohne Ber�cksichtigung der Zinsausgaben),

gegen�ber 2008 rund 5% bis 6% des BIP

oder 120 Mrd 3 bis 150 Mrd 3 erreichen.

Davon k�nnten etwa drei F�nftel auf die

automatischen Stabilisatoren und den außer-

ordentlichen R�ckgang bei den gewinnab-

h�ngigen Steuern und rund zwei F�nftel auf

diskretion�re Maßnahmen und sonstige struk-

turelle Ver�nderungen zur�ckgehen. Hinzu

kommen noch umfangreiche Maßnahmen

zur Stabilisierung des Finanzsektors.

Grunds�tzlich empfiehlt es sich, zur Gl�ttung

der �blichen konjunkturellen Schwankungen

auf die Wirkung der automatischen Stabilisa-

toren zu setzen. Der Versuch einer staatlichen

Nachfragesteuerung ist mit erheblichen Pro-

blemen verbunden und erscheint auch vor

dem Hintergrund der Erfahrungen in der

Vergangenheit wenig erfolgversprechend. In

der außergew�hnlichen Situation einer sehr

schweren weltweiten Rezession in Verbin-

dung mit einer Finanzmarktkrise war es aber

aufgrund der Gefahr einer verst�rkten Ab-

w�rtsentwicklung angesichts der relativ g�ns-

tigen fiskalischen Ausgangssituation vertret-

bar, finanzpolitische Maßnahmen zu ergrei-

fen. Allerdings h�tte der fiskalische Impuls

st�rker auf 2009 konzentriert werden k�n-

nen. Dies w�re nicht nur unter konjunk-

turellen Gesichtspunkten g�nstiger, sondern

2010 voraus-
sichtlich noch-
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w�rde auch das Defizit 2010 begrenzen.

Nach dem Stabilit�ts- und Wachstumspakt

darf die Defizitquote in besonderen Ausnah-

mesituationen zwar die 3%-Grenze �ber-

schreiten. Allerdings darf dies nur vor�berge-

hend der Fall sein, und die Defizitquote muss

auch dann in der N�he der Grenze bleiben.

Dies ist insbesondere aufgrund der j�ngsten

Abw�rtsrevision der gesamtwirtschaftlichen

Aussichten nicht mehr der Fall. Sobald sich

die weitere sp�rbare Defizitausweitung im

kommenden Jahr konkretisiert, w�re deshalb

im weiteren Verlauf ein Verfahren wegen eines

�berm�ßigen Defizits gegen Deutschland zu

er�ffnen.

Die europ�ischen Fiskalregeln besitzen ausrei-

chend Flexibilit�t, um auch in der derzeitigen

Situation einen angemessenen Rahmen f�r

die Finanzpolitik in der W�hrungsunion vor-

zugeben. Sie k�nnen besonders bei der gegen-

w�rtigen schwierigen Finanzlage vieler Mit-

gliedstaaten dazu beitragen, Vertrauen in die

Tragf�higkeit ihrer Staatsfinanzen zu sichern.

Steht deren Solidit�t in Frage, so sind umge-

hend Konsolidierungsmaßnahmen erforder-

lich – auch um negative Auswirkungen auf

andere L�nder der W�hrungsunion zu ver-

meiden. Wenn ein �berm�ßiges Defizit fest-

gestellt wurde, muss daher das strukturelle

Defizit zur�ckgef�hrt werden. Dabei kann

im Einklang mit den Regeln die Anpassung

bei einer außergew�hnlich ung�nstigen Wirt-

schaftslage zun�chst geringer ausfallen als

der Richtwert in H�he von j�hrlich mindes-

tens 0,5% des BIP, um den automatischen

Stabilisatoren nicht zu stark entgegenzuwir-

ken. Allerdings ist Deutschland ebenso wie

andere EU-Staaten verpflichtet, die sehr hohen

Defizitquoten (siehe zur Entwicklung der

�ffentlichen Finanzen im Euro-Gebiet S. 24f.)

schnell abzubauen, sobald sich die gesamt-

wirtschaftliche Lage stabilisiert. So kann der

rapide und auf Dauer unhaltbare Anstieg der

Schuldenquoten gebremst und schließlich

umgekehrt werden. Auch die absehbaren

alterungsbedingten Lasten sowie m�glicher-

weise zuk�nftig anfallende Zahlungen auf-

grund von Garantien zur St�tzung von

Finanzinstituten lassen sich dann leichter be-

w�ltigen. Die im Rahmen der F�deralismus-

kommission II vereinbarte Reform der deut-

schen Haushaltsregeln, die bis zum Sommer

verabschiedet werden soll, ist hier ein wichti-

ges Signal.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen3) sanken im ersten Quar-

tal dieses Jahres um 2% gegen�ber dem ent-

sprechenden Vorjahrszeitraum (siehe Schau-

bild und Tabelle auf den S. 78 und 79). Dabei

stand einem sp�rbaren R�ckgang bei den

verbrauchsabh�ngigen Steuern (– 2 1�2 %) ein

leichter Anstieg bei den einkommensabh�n-

gigen Steuern gegen�ber. Die Lohnsteuer-

ertr�ge nahmen zwar noch zu, aufgrund des

geringeren Wachstums der Bruttol�hne und

-geh�lter aber merklich langsamer als im Vor-

jahr. Das Aufkommen aus den gewinnabh�n-

gigen Steuern ging dagegen deutlich zur�ck

(– 5%). Neben dem Einbruch der Unterneh-

3 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte Berichtsquartal noch
nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.
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mensgewinne waren hierf�r bei der veranlag-

ten Einkommensteuer die R�ckerstattungen

wegen der Verfassungswidrigkeit der einge-

schr�nkten Entfernungspauschale von Bedeu-

tung, welche den R�ckgang bei den Aus-

zahlungen der vom Aufkommen abgesetzten

Eigenheimzulage deutlich �berwogen. Die

Einnahmen aus den Steuern vom Umsatz san-

ken sp�rbar. Sie sind aber unterj�hrig sehr

volatil, und der R�ckgang k�nnte die Grund-

tendenz �berzeichnen.

F�r das Gesamtjahr wird gem�ß der neuen

offiziellen Steuersch�tzung erwartet, dass die

Steuereinnahmen (inkl. Gemeindesteuern) kr�f-

tig zur�ckgehen (– 6% oder – 34 Mrd 3).4)

Fast die H�lfte dieser Abnahme l�sst sich mit

Rechts�nderungen (v.a. Konjunkturpakete und

Kindergelderh�hung) und Steuerr�ckerstat-

tungen wegen der Verfassungswidrigkeit der

eingeschr�nkten Entfernungspauschale erkl�-

ren. Dar�ber hinaus wird davon ausgegan-

gen, dass die Einnahmen aus den gewinnab-

h�ngigen Steuern von dem 2008 erreichten,

außerordentlich hohen Niveau aus stark sin-

ken werden. Stabilisierend wirkt demgegen-

�ber, dass die Lohn- und Umsatzsteuer durch

die im Vergleich zum BIP weniger ung�nstige

Entwicklung ihrer Bemessungsgrundlagen ge-

st�tzt werden.

F�r 2010 wird damit gerechnet, dass das Auf-

kommen nochmals um 3% zur�ckgeht. Die

zus�tzlichen Steuerentlastungen (v. a. erwei-

terter Sonderausgabenabzug von Kranken-

und Pflegeversicherungsbeitr�gen, steigende

Ausf�lle durch Konjunkturpakete) erreichen

dabei per saldo einen �hnlichen Umfang wie

2009. W�hrend die relativ stabile Verbrauchs-

entwicklung die Umsatzsteuereinnahmen wei-

ter st�tzt, belastet der beschleunigte Besch�f-

tigungsr�ckgang das Lohnsteueraufkommen

2010 aber st�rker. Außerdem wird erwartet,

dass das Aufkommen der gewinnabh�ngigen

Steuern weiter f�llt. F�r die Jahre 2011 bis

2013 wird dann ein durchschnittliches Ein-

nahmenwachstum von 4% prognostiziert.

Dabei f�hrt der Fiscal drag per saldo (positive

Aufkommenswirkung der Einkommensteuer-

progression, unterdurchschnittliche Entwick-

lung wegen weitgehender Preisunabh�ngig-

keit der speziellen Verbrauchsteuern) zu

Steueraufkommen *)

* Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steu-
eraufkommen, aber ohne die – für das letz-
te ausgewiesene Quartal noch nicht bekann-
ten – Erträge aus den Gemeindesteuern.

Deutsche Bundesbank
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4 Die Sch�tzung basiert auf den aktuellen gesamtwirt-
schaftlichen Eckwerten der Bundesregierung. Danach wird
f�r 2009 ein R�ckgang des realen BIP um 6% (November
2008: + 0,2%) und des nominalen BIP um 5,3% (No-
vember 2008: + 2%) erwartet. F�r 2010 wird mit einem
Zuwachs um real 0,5% und nominal 1,2% gerechnet. In
der mittleren Frist bis 2013 liegt der Anstieg des nomina-
len BIP bei 3,3% j�hrlich.
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Mehreinnahmen. Auch Rechts�nderungen

wirken insgesamt aufkommenserh�hend, ins-

besondere da die g�nstigeren Abschreibungs-

regeln des Konjunkturpakets I auslaufen.

Die prognostizierte Einnahmenentwicklung

wird maßgeblich durch die politischen Ent-

scheidungen zu Steuerentlastungen und die

zugrunde gelegten gesamtwirtschaftlichen

Eckwerte bestimmt. Die Unsicherheit ist aber

derzeit außergew�hnlich hoch. Neben den

grunds�tzlichen Schwierigkeiten bei der Sch�t-

zung der finanziellen Wirkung von Rechts-

�nderungen betrifft dies vor allem die Wirt-

schaftsentwicklung. Hinzu kommt die erheb-

liche Ungewissheit bez�glich des Aufkommens

aus den gewinnabh�ngigen Steuern, dessen

Volatilit�t und Trendniveau sich nur schwer

absch�tzen lassen.5)

Das hohe Prognoserisiko f�hrt letztlich auch

dazu, dass die Steuersch�tzungen teilweise

stark revidiert werden. W�hrend die Ans�tze

in den letzten beiden Jahren zum Teil deutlich

nach oben korrigiert wurden, ist es im Ver-

gleich zu den letzten Steuersch�tzungen vom

Mai und November 2008 zu einer massiven

Abw�rtsrevision gekommen. Bereinigt um den

Einfluss zwischenzeitlicher Rechts�nderungen6)

weiten sich die Ausf�lle gegen�ber Mai 2008

von 30 1�2 Mrd 3 im laufenden auf 65 Mrd 3

im Jahr 2012 aus, wobei diese Korrekturen

großteils Reflex der niedrigeren gesamtwirt-

schaftlichen Eckwerte sind. Der Revisions-

bedarf ergab sich dabei zum �berwiegen-

den Teil erst in den letzten Monaten (Revi-

sion f�r 2009 gegen�ber der Prognose vom

November 2008: – 28 1�2 Mrd 3). Zus�tzlich zu

den Prognosefehlern f�hrten aber auch zwi-

schenzeitliche Steuersenkungen zu erhebli-

chen Mindereinnahmen. Diese liegen f�r 2012

gegen�ber der Sch�tzung vom Mai 2008 bei

28 Mrd 3, was auch damit zusammenh�ngt,

dass die konjunkturstimulierenden Maßnah-

men teilweise nicht zeitlich befristet sind, son-

dern zu dauerhaften Belastungen der Staats-

haushalte f�hren.

Steueraufkommen

1. Vierteljahr

2008 2009

Sch�t-
zung f�r
20091) 2)

Steuerart Mrd 5

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 118,8 116,7 – 1,8 – 5,8
darunter:

Lohnsteuer 32,8 34,0 + 3,6 – 4,2
Gewinnabh�n-
gige Steuern 3) 16,9 16,0 – 4,9 – 23,1
davon:

Veranlagte
Einkommen-
steuer 3,7 3,0 – 19,0 – 30,1
Kapitalertrag-
steuer 4) 8,5 8,7 + 2,3 – 11,2
K�rperschaft-
steuer 4,7 4,4 – 6,9 – 31,2

Steuern vom
Umsatz 5) 44,3 43,1 – 2,7 + 0,3
Energiesteuer 4,7 4,8 + 2,3 – 2,9
Tabaksteuer 2,5 2,4 – 7,1 – 1,4

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom Mai 2009. — 2 Einschl.
der EU-Anteile am deutschen Steueraufkommen, aber ohne
die f�r das ausgewiesene Quartal noch nicht bekannten Er-
tr�ge aus den Gemeindesteuern. — 3 Arbeitnehmererstattun-
gen, Eigenheim- und Investitionszulage vom Aufkommen
abgesetzt. — 4 Abgeltungsteuer auf Zins- und Ver�uße-
rungsertr�ge, nicht veranlagte Steuern vom Ertrag. — 5 Um-
satzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer.

Deutsche Bundesbank

5 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Entwicklung der Steuer-
einnahmen in Deutschland und aktuelle steuerpolitische
Fragen, Monatsbericht, Oktober 2008, S. 35 f.
6 Hier werden auch die Korrektur der Ausfallsch�tzung
im Zusammenhang mit der Rechtssache Meilicke zwi-
schen Mai und November 2008 und die Steuererstattun-
gen f�r die Veranlagungsjahre 2007 und 2008 wegen
der Verfassungswidrigkeit der eingeschr�nkten Entfer-
nungspauschale herausgerechnet.
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Bundeshaushalt

Im ersten Quartal fiel das Defizit im Bundes-

haushalt mit 11 Mrd 3 etwas niedriger aus

als vor Jahresfrist. Die Steuereinnahmen so-

wie – infolge der Abrechnung f�r das Jahr

2008 – auch der Eingliederungsbeitrag von

der BA gingen zwar etwas zur�ck. Allerdings

erhielt der Bund ausnahmsweise Mittel im

Umfang von knapp 3 Mrd 3 aus dem Erb-

lastentilgungsfonds, da der diesem Sonder-

verm�gen �berwiesene Teil der Gewinnaus-

sch�ttung der Bundesbank dort nicht mehr

f�r Tilgungen f�lliger Schulden einzusetzen

war.7) Die Ausgaben wuchsen per saldo noch

relativ schwach, weil nicht zuletzt deutlich ge-

ringere Zinsausgaben die Entwicklung d�mpf-

ten. Neben Agio-Betr�gen bei der Emission

von Wertpapieren, die von den Zinskosten

abgesetzt werden, und stark gesunkenen Zin-

sen f�r kurzfristige Kredite spielte dabei ein

sp�terer Zinstermin f�r neue Bundesobligatio-

nen eine wichtige Rolle.

F�r das Gesamtjahr sieht bereits der im Feb-

ruar verabschiedete Nachtragshaushalt des

Bundes einen deutlichen Anstieg des Defizits

von 12 Mrd 3 im Jahr 2008 auf 37 Mrd 3 vor.

Die inzwischen nochmals erheblich ung�nsti-

geren Annahmen f�r die gesamtwirtschaft-

liche Entwicklung lassen erwarten, dass dieser

Ansatz deutlich �berschritten wird, obwohl

der Haushalt durch die Einmaleinnahmen aus

dem Bundesbankgewinn entlastet wird. Nach

dem Ergebnis der neuen Steuersch�tzung wer-

den die bisherigen Annahmen um 7 1�2 Mrd 3

unterschritten. Hinzu kommen Mehrausga-

ben gegen�ber dem Nachtragshaushalt in

Milliardenh�he f�r Liquidit�tshilfen an den

Gesundheitsfonds sowie voraussichtlich auch

f�r das Arbeitslosengeld II, da der Haushalts-

plan bisher kaum Vorsorge f�r steigende Leis-

tungsempf�ngerzahlen trifft. Die BA d�rfte

im laufenden Jahr unterj�hrige Liquidit�tshilfen

ben�tigen, die das Endergebnis nicht belasten

werden und f�r die der Haushalt bereits einen

Erm�chtigungsrahmen von 7 Mrd 3 einr�umt.

Da die umfangreichen Restkrediterm�chtigun-

gen des Bundes aus den Jahren bis einschließ-

lich 2007 ausgelaufen sind, wird ein weiterer

Nachtragshaushalt zur Deckung des erh�hten

Kreditbedarfs erforderlich.

Finanzierungssalden des 
Bundes seit 2007

Deutsche Bundesbank
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7 Ab 2010 werden Gewinnaussch�ttungen der Bundes-
bank, die gesetzlich fixierte Schwellenwerte �bersteigen,
grunds�tzlich an den f�r Maßnahmen des Konjunktur-
pakets II gegr�ndeten Investitions- und Tilgungsfonds
geleitet.
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gewinn leicht
niedrigeres
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Im Gesamtjahr
Defizit deutlich
�ber Plan und
weiterer Nach-
tragshaushalt
erforderlich
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F�r 2010 ist absehbar, dass das Defizit des

Bundes weiter dramatisch ansteigen wird;

eine Gr�ßenordnung von bis zu 90 Mrd 3 ist

aus heutiger Sicht nicht auszuschließen. Die

Steuerertr�ge gehen weiter deutlich zur�ck.

Außerdem entfallen die einmaligen Sonder-

einnahmen aus der Gewinnaussch�ttung der

Bundesbank. Dar�ber hinaus ist zu erwarten,

dass die Ausgaben f�r das Arbeitslosengeld II

infolge der Verschlechterung am Arbeits-

markt deutlich zunehmen werden. Noch er-

heblich umfangreicher d�rfte die Belastung

durch Zahlungen zum Defizitausgleich der

BA sein, wenn deren Finanzreserven aufge-

braucht sein werden. Zur Abwehr der St�-

rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-

wichts kann die Kreditgrenze nach Artikel 115

GG ein weiteres Mal �berschritten werden.

Auch die geplante neue Schuldengrenze

(siehe dazu die Ausf�hrungen auf S. 82f.)

sieht f�r Ausnahmesituationen wie derzeit

erweiterte Kreditspielr�ume vor. In der �ber-

gangsphase von 2011 bis 2016 soll das

umfangreiche um den Konjunktureinfluss be-

reinigte Defizit des Jahres 2010 aber stufen-

weise zur�ckgef�hrt werden. Der hohe Defi-

zitausgleich an die BA sollte zwar nur eine

Ausnahme darstellen, da Versicherungsleis-

tungen aus Beitr�gen finanziert werden soll-

ten. Sobald sich die gesamtwirtschaftliche

Lage stabilisiert hat, sind dennoch zus�tzliche

deutliche Konsolidierungsanstrengungen er-

forderlich, um die vorgegebenen Haushalts-

ziele zu erreichen. F�r weitere strukturelle

Entlastungsmaßnahmen sind derzeit auch

aus dieser Perspektive keine Spielr�ume vor-

handen.

Das Ergebnis der Extrahaushalte des Bundes

zu Jahresbeginn war nahezu ausgeglichen,

f�r den weiteren Jahresverlauf zeichnen sich

aber umfangreiche Defizite ab. Bei dem im

Rahmen des zweiten Konjunkturpakets ge-

gr�ndeten Investitions- und Tilgungsfonds

d�rften neben der auf 5 Mrd 3 aufgestockten

Abwrackpr�mie nicht zuletzt Mittelabfl�sse

im Rahmen der Investitionsprogramme zu

einem Kreditbedarf in einer Gr�ßenordnung

von 10 Mrd 3 f�hren. Zudem wird sich allein

aufgrund der bereits angek�ndigten Kapital-

zuf�hrungen des SoFFin dort ein Kreditbedarf

von �ber 15 Mrd 3 ergeben.8)

L�nderhaushalte9)

Die Haushalte der L�nder meldeten im ersten

Quartal ein Defizit von knapp 10 1�2 Mrd 3,

nach 1�2 Mrd 3 vor Jahresfrist. Die Einnahmen

sanken um 3 1�2 %, wozu neben dem r�ckl�u-

figen Steueraufkommen auch entfallene Ein-

malerl�se aus Verm�gensverwertungen Berlins

beitrugen. Die Ausgaben stiegen um knapp

11%. Ausschlaggebend war dabei die zweite

Tranche der Rekapitalisierung der Bayern LB

(7 Mrd 3), die zwar im Nachtragshaushalt

2008 veranschlagt war, kassenm�ßig aber in

das erste Quartal des laufenden Jahres fiel.

F�r das Gesamtjahr ist eine gravierende Ver-

schlechterung der L�nderfinanzen gegen�ber

2008 zu erwarten. Bei den Personalaufwen-

dungen resultieren aus dem Tarifabschluss

8 Die Finanzagentur des Bundes hatte in ihrer Jahres-
vorschau f�r den SoFFin sogar einen Finanzbedarf von
60 Mrd 3 ber�cksichtigt.
9 Die Entwicklung der Gemeindefinanzen wurde in den
Kurzberichten des Monatsberichts vom April 2009 kom-
mentiert.

2010 weiterer
drastischer
Anstieg des
Bundesdefizits

Extrahaushalte
mit hohem
Defizit im
Gesamtjahr

Deutlicher
Defizitanstieg zu
Jahresbeginn vor
allem wegen
Bankrekapita-
lisierung

Im weiteren
Jahresverlauf
zunehmende
Belastungen
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Deutsche Bundesbank

Zur Reform der Verschuldungsgrenzen von Bund und L�ndern

Die im Dezember 2006 eingesetzte F�deralismuskom-
mission II hat sich im M�rz 2009 auf Reformen verst�n-
digt, die inzwischen als Gesetzentw�rfe in Bundestag
und Bundesrat eingebracht worden sind und noch vor
der Sommerpause verabschiedet werden sollen. Im
Mittelpunkt steht dabei die Neugestaltung der zuletzt
Ende der sechziger Jahre angepassten verfassungsm�-
ßigen Kreditgrenzen, die den Anstieg der Schulden
von Bund und L�ndern in den letzten Jahrzehnten
nur unzureichend einged�mmt haben. Diese Fehlent-
wicklung war unter anderem darauf zur�ckzuf�hren,
dass die Nettokreditaufnahme auf die H�he der im
Haushalt veranschlagten und nicht der gegebenen-
falls niedrigeren tats�chlich geleisteten investiven
Ausgaben begrenzt wurde. Zudem wurde der Kredit-
aufnahmespielraum nicht um Abschreibungen, Ver�u-
ßerungen oder nicht verm�genswirksame investive
Ausgaben bereinigt. Dar�ber hinaus haben weit-
gehende Ausnahmen f�r Sonderverm�gen und zur
Abwehr einer St�rung des gesamtwirtschaftlichen
Gleichgewichts sowie fehlende Korrekturmechanis-
men in besseren Zeiten die Wirksamkeit der Schulden-
grenze nachhaltig beeintr�chtigt. Vor diesem Hinter-
grund hatte das Bundesverfassungsgericht im Juli
2007 in seiner Entscheidung �ber die Verfassungsm�-
ßigkeit des Bundeshaushalts 2004 eine Korrektur der
Schuldengrenze angemahnt, nicht zuletzt um k�nf-
tige finanzpolitische Handlungsspielr�ume durch eine
Eind�mmung des Schuldendienstes zu sichern.1)

Der Leitgedanke der nun geplanten Reform ist eine
verfassungsm�ßige Verankerung der Grundlinien des
europ�ischen Stabilit�ts- und Wachstumspakts. Dieser
schreibt mittelfristig prinzipiell ann�hernd ausgegli-
chene oder �bersch�ssige Staatshaushalte vor, um
tragf�hige �ffentliche Finanzen zu gew�hrleisten.
Daran angelehnt soll die j�hrliche Nettokreditauf-
nahme des Bundes grunds�tzlich auf h�chstens
0,35% des Bruttoinlandsprodukts (BIP) beschr�nkt
werden. F�r Sonderverm�gen sind offenbar zumin-
dest keine neuen Krediterm�chtigungen mehr vorge-
sehen. Die L�nderhaushalte sollen im Regelfall ohne
Neuverschuldung auskommen.2) F�r die Gemeinden
und Sozialversicherungen wird im Grundgesetz keine
eigenst�ndige Verschuldungsgrenze festgelegt. In der

Begr�ndung wird daf�r auf die Verantwortung von
Bund und L�ndern f�r die Einhaltung der europ�i-
schen Haushaltsvorgaben auch durch diese Einheiten
hingewiesen.

Wie auf der EU-Ebene sollen die automatischen Stabi-
lisatoren ihre Wirkung entfalten k�nnen und sowohl
konjunkturbedingte Haushaltsbe- als auch -entlastun-
gen ohne Einschr�nkung durch die zuvor genannte
Regelkreditgrenze hingenommen werden. Mit der
Symmetrievorgabe soll erreicht werden, dass Defizite
in Schw�chephasen durch �bersch�sse in Aufschw�n-
gen ausgeglichen werden. In besonderen Ausnahme-
situationen (wie z.B. bei Naturkatastrophen oder in
der gegenw�rtigen außerordentlichen Finanzmarkt-
und Wirtschaftskrise) sind zus�tzliche Kreditaufnah-
men m�glich. Die – �ber die europ�ischen Vorgaben
hinausgehende – Verpflichtung zur Tilgung solcher
Schulden in einem (ggf. noch n�her zu bestimmen-
den) angemessenen Zeitraum soll sicherstellen, dass
diese Regelung nur in wirklichen Notf�llen genutzt
wird und im Zeitverlauf nicht zu einem anhaltenden
Schuldenanstieg f�hrt. Dar�ber hinaus ist vorgesehen,
dass die konjunkturbereinigte Kreditgrenze im Rah-
men von Nachtragshaushalten bei einer unerwartet
ung�nstigen unterj�hrigen Entwicklung (etwa der
Steuereinnahmen) um bis zu 3% des veranschlagten
Steueraufkommens �berschritten werden darf. Im fol-
genden Haushaltsjahr muss die L�cke dann aber be-
reits geschlossen werden, sofern nicht auf die Ausnah-
meklausel zur�ckgegriffen wird. Um zu vermeiden,
dass die Regelgrenze im Haushaltsvollzug systema-
tisch �berschritten wird, werden Differenzen zwi-
schen den Istwerten und der Schuldengrenze auf ei-
nem Kontrollkonto erfasst, dessen Kreditrahmen auf
1,5% des BIP beschr�nkt ist. �bersteigen die dort auf-
laufenden Schulden einen Schwellenwert von 1% des
BIP, so sind sie konjunkturgerecht abzubauen.

Mit der neuen Regelung kommt der Sch�tzung der
konjunkturbereinigten Haushaltslage eine wichtige
Rolle zu. Diesbez�glich besteht jedoch eine betr�chtli-
che Unsicherheit. So werden mit dem bei der EU-Haus-
halts�berwachung eingesetzten Konjunkturbereini-
gungsverfahren die sehr umfangreichen, mitunter er-

1 Vgl.: Bundesverfassungsgericht, 2 BvF vom 9. Juli 2007, Absatz-Nr.
133–135. — 2 Um auch L�nder mit besonderer Haushaltsanspannung
auf diese Zielsetzung verpflichten zu k�nnen, hat die bundesstaatli-
che Gemeinschaft f�r die Jahre von 2011 bis 2019 Hilfen von jeweils
0,8 Mrd 5 zugestanden, die allerdings nur dann ausgezahlt werden,
wenn die bestehenden Defizite tats�chlich abgebaut werden. — 3 Al-

ternativ w�re es denkbar, eine zeitlich gestreckte Anpassung zu er-
m�glichen. Bei allgemein unerwarteten Steuerausf�llen k�nnte etwa
eine �bergangszeit von drei Jahren zugestanden werden, in der die
Kreditregelgrenze um schrittweise sinkende Teile der Ausfallbetr�ge
�berschritten werden d�rfte. Um die l�ngerfristige Schuldenstandsneu-
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ratisch erscheinenden Aufkommensschwankungen
bei den gewinnabh�ngigen Steuern nur teilweise als
zyklisch bedingt eingestuft. Dar�ber hinaus werden
bei einer unerwarteten gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung h�ufig auch das Trendwachstum und damit
das Niveau des Produktionspotenzials neu bewertet,
was wiederum zu Revisionen des konjunkturbereinig-
ten Haushaltssaldos f�hrt. Bei einer unerwartet un-
g�nstigen Entwicklung k�nnten somit relativ schnell
betr�chtliche und h�ufig zugleich prozyklische Konso-
lidierungsanforderungen auf die Haushalte von Bund
und L�ndern zukommen. Dies gilt insbesondere,
wenn der konjunkturbereinigte Verschuldungspiel-
raum bei Haushaltsaufstellung – �hnlich wie in der
Vergangenheit bei der alten Schuldengrenze – regel-
m�ßig weitgehend ausgesch�pft wird. Die automa-
tische Stabilisierung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung durch die Staatsfinanzen kann dagegen voll
wirken, wenn ein ausreichender Sicherheitsabstand
zur Regelobergrenze – das heißt zumindest ein Ver-
zicht auf die Nutzung des konjunkturbereinigten Ver-
schuldungsspielraums – als Zielvorgabe festgelegt
und normalerweise auch eingehalten wird.3) Eine Ver-
ankerung im Ausf�hrungsgesetz zur Schuldengrenze
des Bundes scheint dazu erw�genswert.

Im Einklang mit den europ�ischen Regeln sollen fi-
nanzielle Transaktionen nicht in die Defizitberech-
nung beziehungsweise die Verschuldungsgrenze ein-
fließen. Somit k�nnen die bisher h�ufig zum Stopfen
von Haushaltsl�chern genutzten Privatisierungserl�se
und Darlehensr�ckfl�sse nicht mehr eingesetzt wer-
den, um die Kreditgrenze einzuhalten. Daf�r k�nnten
aber Gestaltungsspielr�ume auf der Ausgabenseite zu
nutzen versucht werden. So k�nnten Zahlungen an
Unternehmen oder andere Institutionen im Haushalt
als Darlehen oder Kapitalzuf�hrungen ausgewiesen
werden, ohne dass damit marktgerechte Ertragser-
wartungen verbunden sind. Im Rahmen der europ�i-
schen Regeln werden solche Zahlungen �blicherweise
als Verm�genstransfers umklassifiziert und wirken
dann belastend auf den Finanzierungssaldo. Nicht
zahlungswirksame Schuldenerlasse und -�bernahmen
werden ebenfalls defizitsteigernd verbucht. Eine ver-
gleichbare Behandlung solcher Transaktionen durch

Einrechnung bei der Bestimmung des Abstands von
der Regelkreditgrenze w�re auch im Rahmen der ge-
planten neuen Haushaltsregeln geboten, um die im
Verfassungstext explizit angestrebte Kompatibilit�t
mit den EU-Bestimmungen zu gew�hrleisten.

Die neuen Regeln, die bereits 2011 in Kraft treten, sol-
len erst nach einer relativ langen �bergangsphase
vollst�ndig gelten, in der die bestehenden, unter an-
derem aus den Maßnahmen zur Abwehr der gegen-
w�rtigen Krise resultierenden strukturellen Defizite
schrittweise reduziert werden m�ssen. F�r den Bun-
deshaushalt kann bis einschließlich 2015 von der
neuen Grenze abgewichen werden. Die notwendige
Konsolidierung soll aber 2011 beginnen und in gleich-
m�ßigen Schritten erfolgen. Angesichts besonders ho-
her Konsolidierungserfordernisse vor allem in Bremen
und im Saarland wurde f�r die L�nder ein l�ngerer
Anpassungszeitraum bis einschließlich 2019 verein-
bart. Dabei ist es von besonderer Bedeutung, dass die
im Grundgesetz vorgesehenen Begrenzungen von
den einzelnen L�ndern einheitlich �bernommen so-
wie stringent angewendet werden, damit die Finanz-
lagen k�nftig nicht mehr so stark auseinander driften
und die Haushalte aller L�nder dauerhaft tragf�hig
sind.4)

Insgesamt sind die Reform und die damit verfolgten
Ziele gerade vor dem Hintergrund der gegenw�rtig
stark steigenden Defizite sehr positiv zu bewerten. In-
dem die mit dem europ�ischen Stabilit�ts- und Wachs-
tumspakt eingegangenen Verpflichtungen im natio-
nalen Recht st�rker verankert werden, wird dieses
wichtige Fundament f�r die gemeinsame W�hrung
gest�rkt und zugleich ein beachtlicher Schritt in Rich-
tung auf tragf�hige Staatsfinanzen gemacht. Die
Schuldenstandsquote wird bei einer konsequenten
Umsetzung der Neuregelung sinken, und ein dann
deutlicher R�ckgang der Zinsaufwendungen im Ver-
h�ltnis zu den gesamten Staatsausgaben wird k�nf-
tige Generationen entlasten und dabei helfen, die aus
der demographischen Entwicklung resultierenden Be-
lastungen zu bew�ltigen.

tralit�t dieser Regelung zu sichern, m�ssten die Anpassungsvorschrif-
ten symmetrisch ausgestaltet und die Abweichungen von der Regel-
grenze auf dem Kontrollkonto verbucht werden. Vgl. dazu: Deutsche
Bundesbank, Zur Reform des deutschen Haushaltsrechts, Monats-
bericht, Oktober 2007, S. 48 ff, sowie J. Kremer und D. Stegarescu

(2008), Eine strenge und mittelfristig stabilisierende Haushaltsregel,
in: Wirtschaftsdienst, 88. Jg., S. 181 ff. — 4 Vgl. zur Notwendigkeit ei-
ner solchen Umsetzung: Deutsche Bundesbank, Haushaltsausgleich
auch f�r Bremen, das Saarland und Schleswig-Holstein?, Monatsbe-
richt, Juni 2008, S. 10 f.
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vom M�rz und dessen sich abzeichnender

�bertragung auf die Beamten und Versor-

gungsempf�nger in allen L�ndern Mehrkos-

ten von insgesamt 3 Mrd 3. Nach der j�ngs-

ten Steuersch�tzung werden Ausf�lle von 17

Mrd 3 gegen�ber der letzten Sch�tzung vom

November erwartet, womit sich ein R�ckgang

von 13 1�2 Mrd 3 gegen�ber 2008 ergibt. Wei-

tere Rekapitalisierungen von Kreditinstituten

sollen offenbar außerhalb der Kernhaushalte

durchgef�hrt werden. So haben die L�nder

Hamburg und Schleswig-Holstein eine Anstalt

gegr�ndet, die 3 Mrd 3 am Kapitalmarkt be-

schaffen und der HSH Nordbank zuf�hren

soll. Auch die Rekapitalisierung der LBBW soll

durch eine nicht in den Landeshaushalt integ-

rierte Gesellschaft vorgenommen werden.

Gem�ß der in der Landeshaushaltsordnung

Baden-W�rttembergs verankerten Schulden-

bremse w�re eine Verschuldung sonst nur in

eng begrenzten Ausnahmef�llen zul�ssig. Die

Haushaltsplanungen der L�nder, die offenbar

erst ann�hernd die H�lfte der Steuerausf�lle

gegen�ber der Herbstsch�tzung enthalten,

sehen f�r 2009 ein Defizit von 17 Mrd 3

vor. Einschließlich der formal ausgegliederten

oder haushaltsm�ßig dem Vorjahr zugerech-

neten Rekapitalisierungen von Landesbanken

k�nnte das Defizit demnach sogar den bishe-

rigen H�chststand des Jahres 2003 von 30

Mrd 3 �berschreiten. F�r 2010 ist selbst unter

der Annahme, dass keine weiteren Kapitalzu-

f�hrungen an Landesbanken mehr notwendig

werden, vor dem Hintergrund wachsender

Steuerausf�lle kein deutlicher R�ckgang

dieses Defizitwerts zu erwarten. Auch f�r die

L�nder ist somit eine erhebliche Konsolidie-

rung erforderlich, sobald sich die gesamtwirt-

schaftliche Lage stabilisiert.

Sozialversicherungen10)

Rentenversicherung

Im ersten Quartal 2009 verzeichnete die ge-

setzliche Rentenversicherung ein Defizit von

11�2 Mrd 3, das damit kaum gr�ßer ausfiel als

vor Jahresfrist. Die Einnahmen insgesamt und

die Pflichtbeitr�ge der Besch�ftigten erbrach-

ten zwar 2% mehr als ein Jahr zuvor, doch

bedeutet dies im Vergleich zu den Vorquarta-

len eine sp�rbare Verlangsamung des An-

stiegs. Die Ausgaben nahmen ebenfalls um

Finanzen der Deutschen
Rentenversicherung

Deutsche Bundesbank
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10 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und der sozialen Pflegeversicherung im vierten
Quartal 2008 wurde in den Kurzberichten der Monatsbe-
richte M�rz und April 2009 kommentiert. Neuere Daten
liegen noch nicht vor.
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2% zu. Entscheidend waren hier die Renten-

zahlungen, die nach der Erh�hung zum 1. Juli

2008 um 1,1% und wegen einer Zunahme

der laufenden Renten um knapp 1�2 % um

11�2 % stiegen. Zu deutlich erh�hten Ausgaben

kam es im Zuge der Beitragssatzanhebung

bei den auf die Rentenversicherung entfallen-

den Beitr�gen zur Krankenversicherung sowie

bei den Rehabilitationsmaßnahmen.

Im Gesamtjahr k�nnte die gesetzliche Ren-

tenversicherung mit einem Defizit abschlie-

ßen. Dazu tr�gt bei, dass die Renten zum

1. Juli 2009 im Westen um 2,41% und im

Osten um 3,38%11) vergleichsweise kr�ftig

angehoben werden. Hierin schlagen sich die

deutlichen Lohn- und Gehaltszuw�chse des

vergangenen Jahres nieder. Aber auch die

Aussetzung des „Riester-Faktors“ in der Ren-

tenanpassungsformel spielt eine maßgebliche

Rolle. Außerdem tr�gt die positive Besch�fti-

gungsentwicklung des vergangenen Jahres zu

einem sinkenden Rentnerquotienten bei, was

�ber den Nachhaltigkeitsfaktor eine st�rkere

Anpassung zur Folge hat. Eine finanzielle

Entlastung f�r das zweite Halbjahr ergibt sich

daraus, dass der Beitragssatz des Gesund-

heitsfonds zur Jahresmitte auf 14,9%

gesenkt wird.

Die gesamtwirtschaftliche Eintr�bung d�rfte

sich im kommenden Jahr verst�rkt negativ

auf den Arbeitsmarkt auswirken und die

Einnahmenbasis der gesetzlichen Rentenver-

sicherung schw�chen. Aufgrund der dann

wieder anzuwendenden D�mpfungsfaktoren

in der Anpassungsformel w�re selbst bei

einem leichten Anstieg der Pro-Kopf-Entgelte

im laufenden Jahr nicht mit einer Renten-

erh�hung zu rechnen. Eine Rentenk�rzung

aufgrund sinkender Pro-Kopf-Entgelte soll

gesetzlich generell verhindert werden. Mit

diesem Ad-hoc-Eingriff steigt das Risiko einer

dauerhaft h�heren Belastung der Beitrags-

zahler, wenn unterlassene Rentenk�rzungen

nicht sp�ter durch st�rkere Anpassungsd�mp-

fungen ausgeglichen werden. Insgesamt ist

nicht auszuschließen, dass im �bern�chsten

Jahr bei unver�ndertem Beitragssatz von

19,9% die untere Interventionsschwelle von

0,2 Monatsausgaben bei den R�cklagen

unterschritten wird. Die in den bisherigen

Vorausberechnungen ausgewiesene zwischen-

zeitliche Senkung des Beitragssatzes ist aus

heutiger Sicht nicht mehr wahrscheinlich.

Bundesagentur f�r Arbeit

Die BA verzeichnete im ersten Quartal 2009

ein Defizit von 4 Mrd 3, w�hrend dies vor

einem Jahr in operativer Betrachtung (d.h.

ohne die einmaligen Zuf�hrungen zur Ver-

sorgungsr�cklage) noch bei 1 Mrd 3 gelegen

hatte. Auf der Einnahmenseite ergab sich ein

R�ckgang um 28%, der allerdings vor allem

dem Umstand geschuldet war, dass der Bun-

deszuschuss ab 2009 nicht mehr in gleichen

Monatsraten, sondern erst zum Jahresende

insgesamt gezahlt wird. Außerdem wurde der

Beitragssatz zum Jahresanfang nochmals von

11 Die st�rkere Anhebung der Renten in Ostdeutschland
beruht darauf, dass die ostdeutschen Entgelte f�r die ver-
gangenen Jahre revisionsbedingt angehoben wurden.
Damit w�rden im Normalfall zu geringe Anpassungen in
den Vorjahren durch eine nunmehr �berh�hte Anpas-
sung kompensiert. In Ostdeutschland kam es jedoch zu-
vor nur bedingt zu Minderanpassungen, weil Schutzklau-
seln zum einen Rentenk�rzungen verhinderten und zum
anderen (2007 und 2008) daf�r sorgten, dass die Anpas-
sung in Ostdeutschland nicht hinter der Steigerung in
Westdeutschland zur�ckblieb.

Finanzielle Ver-
schlechterung
infolge der
gesamtwirt-
schaftlichen
Abschw�chung
im laufenden
Jahr...

...und in den
kommenden
Jahren

Zum Jahres-
anfang bereits
deutlich
verschlechterte
Finanzlage
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3,3% auf 2,8% gesenkt. Auf der Ausgaben-

seite weist die BA zwar einen R�ckgang um

insgesamt 8% aus. In operativer Betrach-

tung, das heißt ohne die einmalige Zuf�hrung

zur Versorgungsr�cklage im vergangenen Jahr,

ergab sich jedoch ein Anstieg um 7%. Zu

beachten ist weiterhin, dass der an den Bund

zu zahlende Eingliederungsbeitrag besonders

niedrig ausfiel, weil er zum Jahresauftakt mit

�berzahlungen im vergangenen Jahr verrech-

net wurde. W�hrend die Ausgaben f�r das

Arbeitslosengeld mit 3% noch relativ mode-

rat zunahmen, fielen die Zuw�chse beim

Kurzarbeitergeld12) (nahezu Verdreifachung)

und bei den Maßnahmen der aktiven Arbeits-

marktpolitik (+ 11%) deutlich st�rker ins

Gewicht.

F�r das Gesamtjahr ist im Nachtragshaushalt

der BA ein Defizit von knapp 11 Mrd 3 veran-

schlagt. Dem liegen allerdings noch die g�ns-

tigeren gesamtwirtschaftlichen Annahmen des

Jahreswirtschaftsberichts der Bundesregierung

zugrunde. Die mittlerweile verschlechterten

Wirtschaftsaussichten werden sich auf die

Finanzen der BA besonders gravierend aus-

wirken, weil nicht nur die Ausgaben f�r Lohn-

ersatz- und weitere Leistungen beschleunigt

zunehmen, sondern auch die Beitragseinnah-

men unmittelbar niedriger ausfallen.13) Daher

d�rfte das Defizit der BA im laufenden Jahr

sp�rbar �ber den Planwert hinausgehen. Im

Gesamtjahr sollten die R�cklagen zwar noch

ausreichen, um das Defizit auszugleichen.

Unterj�hrig ist allerdings mit Liquidit�ts-

engp�ssen zu rechnen, weil die Beitr�ge aus

den saison�blichen Sonderzahlungen und vor

allem der Bundeszuschuss erst zum Ende des

Jahres vereinnahmt werden. F�r diesen Fall

sind Liquidit�tshilfen des Bundes vorgesehen.

Finanzen der
Bundesagentur für Arbeit

1 Ohne  Liquiditätshilfen  des  Bundes. — 
2 Einschl. der Zuführungen an den 2008 ein-
gerichteten Versorgungsfonds.
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12 Konjunkturelles, Saison- und Transferkurzarbeitergeld.
Kurzarbeitergeld wird nachtr�glich ausgezahlt, d.h., die
Ausgaben im ersten Quartal spiegeln die Entwicklung der
Kurzarbeit von Dezember 2008 bis Februar 2009 wider.
13 Die gesetzliche Renten-, Kranken- und die soziale Pfle-
geversicherung erhalten dagegen Beitr�ge f�r arbeitslose
Empf�nger von Lohnersatzleistungen (generell bezogen
auf 80% des vorherigen Bruttoentgelts), wodurch sie zu-
n�chst weniger stark von einem Besch�ftigungsr�ckgang
betroffen sind.

�ußerst
negative
Finanz-
perspektiven im
Abschwung...
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Bei dem erwarteten weiteren Anstieg der

Arbeitslosigkeit werden nicht nur die R�ck-

lagen der BA im kommenden Jahr vollst�ndig

aufgezehrt werden, sondern dar�ber hinaus

wird ein hohes, vom Bund zu deckendes Defi-

zit entstehen. Ein Beitragssatz von rund 3%

hat somit gerade ausgereicht, um das sehr

niedrige Niveau an Arbeitslosengeldempf�n-

gern aus dem Jahr 2008 zu finanzieren, er ist

aber zu niedrig, um �ber den Konjunkturzyk-

lus hinweg die strukturellen Ausgaben der BA

zu decken. Der ab 2011 avisierte Beitragsatz

von 3% k�nnte somit nur bei einem hohen

regelm�ßigen Bundeszuschuss aus Steuergel-

dern oder mit erheblichen Einschnitten in den

Leistungskatalog der BA gehalten werden.

...d�rften im
kommenden
Jahr hohe
Bundes-
zuweisungen
erforderlich
machen
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